
übergeben. Bevor die Stadtverordnetenversammlung 
diese Analyse behandelte, hat die Ständige Kommission 
des Kreistags gemeinsam mit den ständigen Kommis­
sionen der Stadtverordnetenversammlung und Vertre­
tern der Massenorganisationen, mit Jugendhelfern, Er­
ziehern und in der Jugendarbeit ehrenamtlich tätigen 
Bürgern über die in der Analyse getroffenen Schluß­
folgerungen beraten und diesen zugestimmt. Gleich­
zeitig wurde vorgeschlagen, eine zeitweilige Kommis­
sion zu bilden, die die wirksame Bekämpfung der 
Jugendkriminalität unterstützt. Die Ergebnisse der Be­
ratung wurden der Stadtverordnetenversammlung zur 
Beschlußfassung vorgelegt.
Entsprechend dem Beschluß der Volksvertretung wurde 
eine zeitweilige Kommission gebildet. Ihr gehören Ab­
geordnete, Mitglieder des bisherigen Aktivs zur Be­
kämpfung der Kriminalität, der Ständigen Kommission 
für Ordnung und Sicherheit, Angehörige der Volks­
polizei, Vertreter der FDJ-Kreisleitung und des DFD, 
Lehrer und ein Gastwirt an.
Die Stadtverordnetenversammlung wird regelmäßig 
über die Jugendkriminalität in der Stadt beraten und 
dazu von den Sicherheits- oder Justizorganen Berichte 
entgegennehmen. Sie wird sich auch von der Jugend­
organisation sowie von Schulen und Lehrwerkstätten 
berichten lassen, wie diese zu einer sinnvollen Gestal­
tung des Jugendlebens beigetragen haben.
Die ständigen Kommissionen wurden beauftragt, die 
Verwirklichung der Jugendförderungspläne in ihrem 
Aufgabenbereich zu kontrollieren. Dabei ist das beson­
dere Augenmerk auf die kulturelle und sportliche Be­
treuung sowie die sonstige Freizeitgestaltung zu richten 
sowie darauf, in welchem Umfang und mit welchem 
Ergebnis sich die Jugendlichen in den Produktions­

betrieben am Wettbewerb, am Neuerer- und Erfin­
dungswesen beteiligen und welche Aufgaben ihnen zur 
selbständigen Lösung übertragen wurden.
Den Leitungen der FDJ, der GST und der BSG „Fort­
schritt“ wie auch den Gewerkschaften gab die Stadtver­
ordnetenversammlung die Empfehlung, mit den Mit­
gliedern ihrer Organisation darüber zu beraten, welche 
Maßnahmen getroffen werden müssen, um den gesell­
schaftlichen Einfluß auf die Jugend zu verstärken und 
bisher noch abseits stehende Jugendliche für die Mit­
arbeit in einer dieser Organisationen zu gewinnen. 
Dem Ortsausschuß der Nationalen Frönt wurde emp­
fohlen, alle gesellschaftlichen Kräfte der Stadt zum 
Kampf gegen Rechtsverletzungen aufzurufen. Zu die­
sem Zweck sollen in allen Wohnbezirken der Stadt gut 
vorbereitete Aussprachen auch mit straffällig geworde­
nen Jugendlichen durchgeführt werden, in denen Stadt­
verordnete sowie Vertreter der Rechtspflegeorgane mit 
Jugendlichen und anderen Einwohnern beraten, wie 
unter aktiver Mitwirkung der Jugend überkommene 
Gewohnheiten und Denkweisen überwunden und die 
Freude aller Jugendlichen an einem ideenreichen und 
kulturvollen Leben entwickelt werden können.
Die Umsetzung der Erfahrungen der Organe der 
Rechtspflege auf dem Gebiet der Jugendkriminalität in 
verbindliche Maßnahmen und konkrete Empfehlungen 
durch die Volksvertretung wird dazu beitragen, die 
Gedanken des Kommuniques des Politbüros der SED 
zu Problemen der Jugend zu verwirklichen.

*
Diese guten Anfänge einer nutzbringenden Zusammen­
arbeit gilt es weiterzuentwickeln und dafür zu sorgen, 
daß sie zur ständigen Arbeitsmethode werden.
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Arbeitsbummelantentum und Kriminalität
In verschiedenen Beiträgen dieser Zeitschrift wurde be­
reits darauf hingewiesen, daß zwischen der Krimina­
lität, insbesondere der Eigentumskriminalität, und dem 
Arbeitsbummelantentum ein sehr enger Zusammen­
hang besteht und die Bekämpfung des Arbeitsbumme­
lantentums eine gesamtstaatliche Aufgabe ist, die kei­
neswegs allein von den Strafverfolgungsorganen gelöst 
werden kann1. Analytische Untersuchungen in unserem 
Bezirk bestätigen das.
Von allen angefallenen Tätern sind 12,2 Prozent Ar­
beitsbummelanten, von denen 30,2 Prozent überhaupt 
nicht arbeiten. Sie führen ein parasitäres Leben, geben 
sich unter demonstrativer Mißachtung ihrer gesell­
schaftlichen Verpflichtungen dem Müßiggang hin und 
leben auf Kosten ihrer Umwelt. Welche Folgen das hat, 
ergibt sich u. a. daraus, daß — wie wir zusammen mit 
der Bezirksstelle der Zentralverwaltung für Statistik 
feststellten — durch die Arbeitsbummelanten der Brutto­
produktion unseres Bezirkes beträchtliche Summen ver­
lorengegangen sind.
Altersmäßig konzentriert sich das Bummelantentum auf 
Personen im Alter von 14 bis 25 Jahren. 60 Prozent 
aller straffällig gewordenen Arbeitsbummelanten haben 
das Ziel der 8. Klasse nicht erreicht, und 65 Prozent 
der Bummelanten haben keine abgeschlossene Berufs­
ausbildung.

l Vgl. insb. Streit, „Neue Maßstäbe für die Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaft“, NJ 1963 S. 708; Ziegler, „Einige aktuelle
Probleme der Kriminalitätsbekämpfung“, NJ 1963 S. 711; Met- 
tin/Rabe, „Erscheinungsformen und Ursachen der Rückfall­
kriminalität bei Eigentumsdelikten“, NJ 1963 S. 720 f.'; Mur- 
lowsky, „Erfolgreiche Bekämpfung des Arbeitsbummelanten­
tums“, NJ 1963 S. 694.

Die Mehrzahl der straffällig gewordenen Arbeitsbum­
melanten sind bei Eigentumsdelikten angefallen, ins­
gesamt 32,7 Prozent, wobei Angriffe gegen das persön­
liche Eigentum überwiegen. Es folgen die Straftaten 
gegen die Staatsorgane und die allgemeine Sicherheit, 
dann die Körperverletzungs-, Sittlichkeits- und Ver­
kehrsdelikte. Die akute Gefahr des Arbeitsbumme­
lantentums für die Gewährleistung von Sicherheit und 
Ordnung und die demoralisierende Wirkung auf die 
Umwelt wird auch daran deutlich, daß es in nicht 
wenigen Fällen zur Gruppenbildung kam; junge Men­
schen, in erster Linie beeinflußt durch arbeitsscheue 
Bürger, schlossen sich zur Begehung strafbarer Hand­
lungen zusammen.

52 Prozent der Arbeitsbummelanten führten als Rück­
falltäter strafbare Handlungen aus2, und über die 
Hälfte der Arbeitsbummelanten stand bei der Begehung 
der Straftat unter Alkoholeinfluß. Bei diesen arbeits­
scheuen Personen handelt es sich um ausgesprochene 
Trinker.

In sehr vielen Fällen vereinigen sich die vorstehend ge­
schilderten Faktoren in einer Person, wobei sich diese 
negative Entwicklung in Einzelfällen bis zu Asozialität 
steigert.

2 Vgl. hierzu Mettin/Rabe, a. a. O., S. 717 ff.; Buchholz, „Die 
Erforschung der Ursachen der Rückfallkriminalität bei Eigen­
tumsdelikten und ihre Bekämpfung“, NJ 1963 S. 71 ff. und 106 f.; 
„Erfahrungen aus den ersten Plenartagungen der Bezirks­
gerichte“. NJ 1963 S. 519 ff., hierzu insb. S. 522; Czernik/Hilier/ 
E. Schmidt. „Zu einigen Problemen der Rückfallkriminalität“, 
Schriftenreihe der Deutschen Volkspolizei 1963, Heft 6, S. 580 ff., 
insbes. S. 587.
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